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1.	 Was ist versichert?

1.1	 �Die Würzburger Versicherungs-AG (Würzburger) leistet Entschä- 
digung bei Nichtantritt der Reise für die dem Reiseunternehmen 
oder einem Anderen von der versicherten Person nachweislich ver- 
traglich geschuldeten Rücktrittskosten. Hierzu zählt auch ein et-
waiges Vermittlungsentgelt bis max. 100,– EUR, sofern dieses im 
versicherten Reisepreis berücksichtigt wurde.

1.2	 �Die Würzburger ist im Umfang von Ziffer 1.1, sowie unter Berück-
sichtigung der Einschränkungen gem. Ziffer 2 leistungspflichtig, 
wenn während der Dauer des Versicherungsschutzes eines der 
nachstehend genannten Ereignisse eingetreten ist.

1.2.1	 Versicherungsschutz für versicherte Personen oder Risikoperso- 
	 nen besteht bei:

a)	 Tod, schwerem Unfall oder unerwartet schwerer Erkrankung;

b)	 unerwarteter Impfunverträglichkeit;

c)	 Schwangerschaft;

d)	 �Schaden am Eigentum infolge von Feuer, Wasserrohrbruch, 
Elementarereignis  oder vorsätzlicher Straftat eines Dritten, 
sofern der Schaden im Verhältnis zu der wirtschaftlichen Lage 
und dem Vermögen des Geschädigten erheblich oder sofern 
zur Schadenfeststellung seine Anwesenheit notwendig ist;

e)	 �Verlust des Arbeitsplatzes aufgrund einer unerwarteten be-
triebsbedingten Kündigung durch den Arbeitgeber;

f)	 �Aufnahme eines Arbeitsverhältnisses, sofern diese Person bei  
der Reisebuchung arbeitslos gemeldet war und das Arbeits- 
amt der Reise zugestimmt hat;

g)	 �Arbeitsplatzwechsel, vorausgesetzt die versicherte Reise wur-
de vor Kenntnis des Arbeitsplatzwechsels gebucht und die ver-
sicherte Reisezeit fällt in die Probezeit der neuen beruflichen 
Tätigkeit, maximal jedoch in die ersten 6 Monate der neuen 
beruflichen Tätigkeit;

h)	 �unerwartetem Beginn des Bundesfreiwilligendienstes (BFD) 
oder des freiwilligen sozialen Jahres (FSJ), sofern der Termin 
nicht verschoben werden kann und die Stornogebühren nicht 
von einem anderen Kostenträger übernommen werden;

i)	 �Wiederholung von nicht bestandenen Prüfungen an einer 
Schule/Universität, die wiederholt werden müssen, um eine 
Verlängerung des Schulbesuchs/Studiums zu vermeiden oder 
den Schul-/Studienabschluss zu erreichen. Voraussetzung ist,  
dass die versicherte Reise vor dem Termin der nicht bestan- 
denen Prüfung gebucht wurde und der Termin für die Wieder-
holungsprüfung unerwartet in die versicherte Reisezeit oder 
bis zu 14 Tage nach Beendigung der Reise fällt;

j)	 �Nichtversetzung eines Schülers, wenn es sich um eine Schul-
oder Klassenreise handelt, oder weil der Schüler vor Beginn 
der versicherten Reise aus dem Klassenverband ausgeschie-
den ist;

k)	 �Bruch von Prothesen bzw. unerwarteter Lockerung von im-
plantierten Gelenken;

l)	 �unerwartet schwerer Erkrankung, schwerem Unfall oder Impf- 
unverträglichkeit eines zur Reise angemeldeten und mitrei-
senden Hundes. Nicht versichert ist jedoch ein Impfversagen 
oder ein zu geringer Aufbau eines für das Reiseland vorge-
schriebenen Antikörperwertes;

m)	 �Einreichung der Scheidungsklage (bei einvernehmlicher Tren-
nung der dementsprechende Antrag) beim zuständigen Ge-
richt unmittelbar vor einer gemeinsamen Reise der betroffe-
nen Ehepartner;

n)	 �einer unerwarteten gerichtlichen Ladung, sofern das zustän-
dige Gericht einer Verschiebung des Termines, aufgrund der 
gebuchten Reise nicht zustimmt;

o)	 �konjunkturbedingter Kurzarbeit für einen Zeitraum von 
mindestens drei aufeinanderfolgenden Monaten und einer 
Reduzierung des regelmäßigen monatlichen Bruttoarbeits-
entgeltes um mindestens 35%. Voraussetzung ist, dass der 
Arbeitgeber die Kurzarbeit zwischen Versicherungsabschluss 
und dem Reisebeginn anmeldet;

p)	 �unerwartetem Termin zur Spende von Organen oder Geweben 
(z. B. Knochenmark).

1.2.2	 Risikopersonen sind

a)	 �versicherte Personen untereinander, sowie ggf. zwei weitere 
mitreisende minderjährige Kinder, die gemeinsam eine Reise 
gebucht und versichert haben;

b)	 �die Angehörigen einer versicherten Person; hierzu zählen: 
Ehepartner oder Lebensgefährte einer eheähnlichen Lebens-
gemeinschaft, Kinder, Adoptivkinder, Stiefkinder, Pflegekin-
der, Eltern, Adoptiveltern, Stiefeltern, Pflegeeltern, Großel-
tern, Geschwister, Enkel, Schwiegereltern, Schwiegerkinder 
und Schwäger;

c)	 �diejenigen Personen, die nicht mitreisende minderjährige 
oder pflegebedürftige Angehörige gem. Ziffer 1.2.2 b) einer 
versicherten Person betreuen;

d)	 �Tante, Onkel, Neffe, Nichte, sofern das versicherte Ereignis 
„Tod“ eingetreten ist.

1.3	 Anzahl der Personen

Haben mehr als 5 Personen (bei Familienprodukten 7 Personen) 
oder mehr als zwei Familien und ggf. zwei weitere mitreisende 
minderjährige Kinder gemeinsam eine Reise gebucht und ver-
sichert, gelten nur die jeweiligen Angehörigen der versicherten 
Person gem. Ziffer 1.2.2 b) und deren Betreuungspersonen als Risi-
kopersonen, nicht mehr die versicherten Personen untereinander.

1.4	 �Die Würzburger erstattet die Mehrkosten der Hinreise, wenn 
die versicherte Reise aus den in Ziffer 1.2.1 a) bis p) genannten 
Gründen oder wegen einer Verspätung von öffentlichen Ver-
kehrsmitteln verspätet angetreten wird. Öffentliche Verkehrs-
mittel sind alle Land- oder Wasserfahrzeuge, die im öffentlichen 
Personennahverkehr (ÖPNV) zugelassen sind, sowie innerdeut-
sche Zubringerflüge. Voraussetzung ist, dass das Anschlussver-
kehrsmittel ebenfalls versichert ist. Ebenfalls erstattet werden 
die Kosten für gebuchte und versicherte, jedoch aufgrund des 
verspäteten Antritts der Reise aus den in Ziffer 1.2.1 a) bis p) 
genannten Gründen oder wegen einer Verspätung von öffentli-
chen Verkehrsmitteln nicht in Anspruch genommene Reiseleis- 
tungen. An- und Abreisetag werden jeweils als volle Reisetage mit- 
gerechnet. Erstattet werden die Mehrkosten bzw. Kosten bis zur 
Höhe der Stornokosten, die bei Nichtantritt der Reise angefallen 
wären.
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1.5	 �Die Würzburger erstattet entstehende Umbuchungskosten bis 
maximal 50,– EUR pro versicherte Person, sofern die versicherte 
Reise aus versichertem Grund gemäß Ziffer 1.2.1 a) bis p) umge-
bucht wird.

1.6	 �Die Würzburger erstattet die Mehrkosten für einen Einzelzimmer-
zuschlag bis max. zur Höhe der anfallenden Stornokosten, die bei 
einer Komplettstornierung angefallen wären, sofern mit einer 
weiteren versicherten Person ein Doppelzimmer gebucht wurde, 
diese jedoch aus einem versicherten Grund gem. Ziffer 1.2.1 a) bis 
p) die gebuchte und versicherte Reise storniert.

2.	 Wann und für wen besteht kein Versicherungsschutz?

2.1	 ��Die Würzburger haftet nicht für die Gefahren des Krieges, Bür-
gerkrieges oder kriegsähnlicher Ereignisse und solche, die sich 
unabhängig vom Kriegszustand aus der feindlichen Verwendung 
von Kriegswerkzeugen sowie aus dem Vorhandensein von Kriegs-
werkzeugen als Folge einer dieser Gefahren ergeben, politische 
Gewalthandlungen, Aufruhr, sonstige bürgerliche Unruhen und 
Kernenergie.

2.2	 �Die Würzburger ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn 
die versicherte Person/Risikoperson den Versicherungsfall vor-
sätzlich herbeiführt. Bei grob fahrlässiger Herbeiführung des 
Versicherungsfalles durch die versicherte Person/Risikoperson ist 
die Würzburger berechtigt, die Leistung in einem der Schwere des 
Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

2.3	 �Die Würzburger ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn 
für die versicherte Person/Risikoperson der Versicherungsfall bei 
Abschluss der Versicherung voraussehbar war.
Für den Fall, dass die versicherte Person/Risikoperson die Würz-
burger vor Vertragsabschluss über die besondere Risikosituation 
informiert hat, und diese dem Vertragsabschluss zugestimmt hat, 
bleibt die Würzburger jedoch zur Leistung verpflichtet.

3.	 Was ist bei der Ermittlung der Versicherungssumme zu berück- 
	 sichtigen? Welche Selbstbeteiligung gilt als vereinbart?

3.1	 �Die Versicherungssumme soll dem vollen ausgeschriebenen Rei-
sepreis (Versicherungswert) entsprechen. Kosten für darin nicht 
enthaltene Leistungen (z. B. für Zusatzprogramme, Vermittlungs-
entgelt) sind mitversichert, wenn sie bei der Höhe der Versiche-
rungssumme berücksichtigt wurden. Die Würzburger haftet bis 
zur Höhe der Versicherungssumme abzüglich Selbstbehalt, sofern 
vereinbart.

3.2	 �Bei jedem Versicherungsfall trägt die versicherte Person einen  
Selbstbehalt von 25,– EUR je Person, sofern vereinbart.

Wird der Versicherungsfall durch Krankheit ausgelöst, so trägt die 
versicherte Person von dem erstattungsfähigen Schaden 20 % 
selbst, mindestens 25,– EUR je Person, sofern vereinbart.

4.	 Was muss bei der Prämienzahlung berücksichtigt werden?

Der Einmalbeitrag ist unverzüglich nach Erhalt des Versicherungs- 
scheins zu zahlen, jedoch nicht vor dem im Versicherungsschein  
angegebenen Versicherungsbeginn.

Zahlt der Versicherungsnehmer den Einmalbeitrag nicht recht- 
zeitig, finden die Bestimmungen des §37 Versicherungsvertrags- 
gesetz Anwendung, d. h. die Würzburger kann vom Vertrag zu- 
rücktreten. Gerät der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer  
Folgeprämie in Verzug, gilt §38 Versicherungsvertragsgesetz.

5.	 �Was ist bei Eintritt des Versicherungsfalles zu beachten 
(Obliegenheiten)?

5.1	 �Der Versicherungsnehmer oder die versicherte Person ist ver-
pflichtet:

a)	 �der Würzburger den Eintritt des Versicherungsfalles unverzüg-
lich mitzuteilen und gleichzeitig die Reise bei der Buchungs-
stelle zu stornieren und die Stornokosten möglichst niedrig zu 
halten;

b)	 �der Würzburger jede gewünschte sachdienliche Auskunft zu  
erteilen und ihr alle erforderlichen Beweismittel zur Verfü- 
gung zu stellen, insbesondere ärztliche Atteste über Krankhei-
ten, Unfälle, Impfunverträglichkeit bzw. Schwangerschaft im 
Sinne von Ziffer 1.2.1 und unter Beifügung der Buchungsun-
terlagen einzureichen;

c)	 �auf Verlangen der Würzburger die Ärzte von der Schweige-
pflicht in Bezug auf den Versicherungsfall zu entbinden, so-
weit diesem Verlangen rechtswirksam nachgekommen wer-
den kann.

5.2	 �Macht der Versicherungsnehmer bzw. die versicherte Person ent-
gegen den vertraglichen Vereinbarungen vorsätzlich keine oder 
nicht wahrheitsgemäße Angaben oder stellt der Versicherungs-
nehmer bzw. die versicherte Person der Würzburger vorsätzlich-
die verlangten Belege nicht zur Verfügung oder verletzt der Versi-

cherungsnehmer oder die versicherte Person sonstige vertragliche 
Obliegenheiten, verliert dieser bzw. die versicherte Person den 
Anspruch auf die Versicherungsleistung. Verstößt der Versiche-
rungsnehmer bzw. die versicherte Person grob fahrlässig gegen 
diese Obliegenheiten, verliert er bzw. die versicherte Person den  
Anspruch zwar nicht vollständig, aber die Würzburger kann die 
Leistung im Verhältnis zur Schwere des Verschuldens des Versi-
cherungsnehmers bzw. der versicherten Person kürzen. Eine Kür-
zung erfolgt nicht, wenn der Versicherungsnehmer bzw. die versi-
cherte Person nachweist, dass er bzw. die versicherte Person die 
Obliegenheit nicht grob fahrlässig verletzt hat. Trotz Verletzung 
seiner/ihrer Obliegenheiten zur Auskunft, zur Aufklärung oder 
zur Beschaffung von Belegen bleibt die Würzburger jedoch inso-
weit zur Leistung verpflichtet als der Versicherungsnehmer bzw. 
die versicherte Person nachweist, dass die vorsätzliche oder grob 
fahrlässige Obliegenheitsverletzung weder für die Feststellung 
des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang 
der Leistungspflicht ursächlich war.	

Die vollständige oder teilweise Leistungsfreiheit der Würzburger  
hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versicherungsfalles be- 
stehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegenheit zur Vor- 
aussetzung, dass die Würzburger den Versicherungsnehmer bzw. 
die versicherte Person durch gesonderte Mitteilung in Textform  
auf diese Rechtsfolge hingewiesen hat.			 
Verletzt der Versicherungsnehmer bzw. die versicherte Person die  
Obliegenheit zur Auskunft, zur Aufklärung oder zur Beschaffung  
von Belegen arglistig, wird die Würzburger in jedem Fall von ihrer 
Verpflichtung zur Leistung frei.

6.	 Wann muss die Entschädigung gezahlt werden?

Die Entschädigung wird zwei Wochen nach ihrer endgültigen Fest- 
stellung durch die Würzburger gezahlt, jedoch kann einen Monat  
nach Anzeige des Versicherungsfalls als Abschlagszahlung der Be- 
trag beansprucht werden, der nach Lage der Sache mindestens zu 
zahlen ist. Der Lauf der Frist ist gehemmt, solange die Beendigung 
der Erhebungen infolge eines Verschuldens ihrerseits gehindert 
ist.

7.	 Welche Verjährungsfristen gelten?	

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag verjähren in drei 
Jahren. Die Verjährungsfrist beginnt mit dem Schluss des Jahres,  
in dem die Versicherungsleistung fällig wird. Ist der Anspruch vom 
Versicherungsnehmer bei der Würzburger angemeldet worden, 
bleibt der Zeitraum zwischen der Anmeldung und dem Zugang 
der schriftlichen Entscheidung der Würzburger bei der Fristbe- 
rechnung unberücksichtigt.

8.	 �Welche Vorschriften finden auf den Versicherungsvertrag An-
wendung? Welches Gericht ist zuständig?

8.1	 �Auf den Versicherungsvertrag findet deutsches Recht, insbeson-
dere das Versicherungsvertragsgesetz ergänzend zu den vertragli-
chen Vereinbarungen Anwendung.

8.2	 �Für Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen die Würzburger 
bestimmt sich die gerichtliche Zuständigkeit nach dem Sitz der 
Würzburger oder dem Sitz der für den Versicherungsvertrag zu-
ständigen Niederlassung der Würzburger. Örtlich zuständig ist 
auch das Gericht, in dessen Bezirk der Versicherungsnehmer zur  
Zeit der Klageerhebung seinen Wohnsitz oder, in Ermangelung ei-
nes solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat.	

Klagen aus dem Versicherungsvertrag gegen den Versicherungs- 
nehmer müssen bei dem Gericht erhoben werden, das für seinen 
Wohnsitz oder, in Ermangelung eines solchen, den Ort seines ge- 
wöhnlichen Aufenthalts zuständig ist.

9.	 �Welche Sonderbestimmungen gelten für gemietete Ferienwoh-
nungen?

�Sofern die Versicherung bei Abschluss von Mietverträgen für Feri-
enwohnungen, Ferienhäuser oder Ferienappartements in Hotels  
genommen wird, erhält Ziffer 1.1 der Allgemeinen Bedingungen 
für die Reiserücktrittskosten-Versicherung (ABRV 09/2013) fol-
gende Fassung:

Die Würzburger leistet Entschädigung bei Nichtbenutzung der Fe- 
rienwohnung, des Ferienhauses oder Ferienappartements im Hotel 
aus einem der in Ziffer 1.2.1 a) bis p) ABRV 09/2013 genannten 
versicherten Gründe für die dem Vermieter oder einem anderen 
von der versicherten Person vertraglich geschuldeten Rücktritts-
kosten.

Die übrigen Bestimmungen der ABRV 09/2013 gelten sinngemäß.

10.	 Anschrift der Würzburger
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1.	 Was ist versichert?					   
	� In Ergänzung zu Ziffer 1.1 der ABRV 09/2013 leistet die Würzburger 

Versicherungs-AG (Würzburger) auch, wenn die versicherte Reise 
aus den unter Ziffer 1.2.1 a) bis p) der ABRV 09/2013 genannten 
Gründen nicht planmäßig beendet werden kann (Reiseabbruch).

2.	 Was wird geleistet?	
Bei Abbruch der Reise leistet die Würzburger Entschädigung für 
die nachweislich entstandenen zusätzlichen Rückreisekosten und  
die hierdurch unmittelbar verursachten sonstigen Mehrkosten  
der versicherten Personen. Voraussetzung hierfür ist, dass An- und 
Abreise in dem versicherten Arrangement enthalten sind. Dies gilt  
auch im Falle nachträglicher Rückkehr.
Bei Erstattung dieser Kosten wird in Bezug auf Art und Klasse des  
Transportmittels, der Unterkunft und der Verpflegung auf die bei  
der Reise gebuchte Qualität abgestellt. Wenn, abweichend von 
der gebuchten Reise, die Rückreise mit dem Flugzeug erforderlich  
wird, ersetzt die Würzburger die Kosten für einen Sitzplatz in der  
einfachsten Flugklasse.

2.1	 Urlaubsschutz
Zusätzlich leistet die Würzburger Entschädigung maximal bis zur  
Höhe des versicherten Reisepreises bei Abbruch der gebuchten  
und versicherten Reise aus den unter Ziffer 1.2.1 a) bis p) der ABRV 
09/2013 genannten Gründen innerhalb der ersten Hälfte, maxi-
mal jedoch in den ersten 8 Reisetagen.
Ab der zweiten Hälfte der gebuchten und versicherten Reise, spä- 
testens ab dem 9. Reisetag, leistet die Würzburger nur noch Ent- 
schädigung für gebuchte und versicherte, jedoch von der ver- 
sicherten Person aufgrund des Abbruches der Reise nicht mehr in 
Anspruch genommene Reiseleistungen.
Sofern sich die Kosten für einzelne Reiseleistungen (z. B. bei Pau-
schalreisen) nicht nachweisen lassen, erstattet die Würzburger 
die Kosten für die nicht genutzten Reisetage. Hierbei wird folgen-
de Berechnungsformel zugrunde gelegt:
(Anzahl der nicht genutzten Reisetage ./. ursprüngliche Anzahl der 
Reisetage) x Reisepreis = Kostenersatz
An- und Abreisetag werden jeweils als volle Reisetage mitgerech- 
net. Keine Erstattung wird vorgenommen, wenn es sich bei den 
nicht in Anspruch genommenen Reiseleistungen um eine reine  
Flugleistung handelt.

2.2	 Reiseunterbrechung/Nachreise
Die Würzburger erstattet die Kosten bei einer Reiseunterbrechung 
aus den unter Ziffer 1.2.1 a) bis p) der ABRV 09/2013 genann- 
ten Gründen für gebuchte und versicherte, jedoch von der 
versicherten Person aufgrund der notwendigen Reiseunter- 
brechung nicht in Anspruch genommene Reiseleistungen.
Darüber hinaus werden die Nachreisekosten bei einer Rundreise 
oder Kreuzfahrt für notwendige Beförderungskosten, die die ver- 
sicherte Person aufbringen muss, erstattet, um von dem Ort, an 
dem die Reise unterbrochen werden musste, wieder zur Reise- 
gruppe gelangen zu können, maximal jedoch nur bis zum Wert 
der noch nicht genutzten weiteren Reiseleistungen. Ausgeschlos- 
sen sind jedoch sämtliche Ersatzansprüche von Beförderungsun- 
ternehmen wegen von der versicherten Person verursachtem, 
unplanmäßigem Abweichen von der geplanten Reiseroute (z. B.  
Notlandung).	
Die Gesamtkosten für die Reiseunterbrechung bzw. für die Nach- 
reisekosten werden nur bis zur Höhe der Kosten anerkannt, die bei 
einem vorzeitigem Abbruch der Reise angefallen wären.

2.3	 Naturkatastrophen/Elementarereignisse am Urlaubsort
�Weiterhin leistet die Würzburger bei Naturkatastrophen/Elemen-
tarereignissen (Lawinen, Erdrutsche, Überschwemmungen, Erd-
beben, Wirbelstürme) am Urlaubsort eine Entschädigung für:

a)	 �die Mehrkosten der versicherten Person bei einer zwingend 
notwendigen Aufenthaltsverlängerung am Urlaubsort für Un- 
terkunft und Verpflegung;

b)	 �die nachweislich entstandenen zusätzlichen Rückreisekosten 
(nicht jedoch Überführungskosten im Todesfall) und die hier 
durch unmittelbar verursachten sonstigen Mehrkosten, z. B. 
Übernachtungs- und Verpflegungskosten (nicht jedoch Heil-
kosten), der versicherten Person, wenn die Reise nicht planmä-
ßig beendet werden kann. Ausgeschlossen sind jedoch sämt-
liche Ersatzansprüche von Beförderungsunternehmen wegen 
von der versicherten Person verursachtem, unplanmäßigem 
Abweichen von der geplanten Reiseroute (z. B. Notlandung).

Bei Erstattung dieser Kosten wird bei Beförderung, Unterkunft  
und Verpflegung auf die Qualität der gebuchten Reise abgestellt.

2.4	 �Tod, unerwartet schwerer Erkrankung oder schwerem Unfall am 
Urlaubsort
Weiterhin leistet die Würzburger bei Tod, unerwartet schwerer Er- 
krankung oder schwerem Unfall einer versicherten Person am Ur-
laubsort eine Entschädigung für:
a)	 �die Mehrkosten der versicherten Person bei einer zwingend  

notwendigen Aufenthaltsverlängerung am Urlaubsort für Un-
terkunft und Verpflegung;

b)	 �die nachweislich entstandenen zusätzlichen Rückreisekosten 
(nicht jedoch Überführungskosten im Todesfall) und die hier-
durch unmittelbar verursachten sonstigen Mehrkosten, z. B. 
Übernachtungs- und Verpflegungskosten (nicht jedoch Heil-
kosten), der versicherten Person, wenn die Reise nicht planmä-
ßig beendet werden kann. Ausgeschlossen sind jedoch sämt-
liche Ersatzansprüche von Beförderungsunternehmen wegen 
von der versicherten Person verursachtem, unplanmäßigem 
Abweichen von der geplanten Reiseroute (z. B. Notlandung).

Bei Erstattung dieser Kosten wird bei Beförderung, Unterkunft  
und Verpflegung auf die Qualität der gebuchten Reise abgestellt.

2.5	 Verspätung während der Rückreise
Die Würzburger erstattet die Mehrkosten der Rückreise entspre-
chend der urspr. gebuchten Art und Qualität, wenn die versicherte 
Person infolge der Verspätung eines öffentlichen Verkehrsmittels 
ein Anschlussverkehrsmittel versäumt und deswegen die Rückrei-
se verspätet fortsetzen muss.
Öffentliche Verkehrsmittel sind alle Land- oder Wasserfahrzeuge, 
die im öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV) zugelassen sind, 
sowie innerdeutsche Zubringerflüge.
In diesem Zusammenhang werden auch die nachgewiesenen Kos-
ten für notwendige und angemessene Aufwendungen für Verpfle-
gung und Unterkunft übernommen.
Voraussetzung ist, dass das Anschlussverkehrsmittel Bestandteil 
der versicherten Reise war.

2.6	 Transportunfähigkeit einer mitreisenden Risikoperson
Des Weiteren leistet die Würzburger, wenn für die versicherte 
Person die planmäßige Beendigung der Reise nicht zumutbar ist, 
weil eine mitreisende Risikoperson, aufgrund eines versicherten 
Ereignisses gem. Ziffer 1.2.1 a) bis p) ABRV 09/2013 nicht trans-
portfähig ist, eine Entschädigung für:
a)	 �die Mehrkosten der versicherten Person bei einer zwingend 

notwendigen Aufenthaltsverlängerung am Urlaubsort für Un-
terkunft und Verpflegung;

b)	 �die nachweislich entstandenen zusätzlichen Rückreisekosten 
(nicht jedoch Überführungskosten im Todesfall) und die hier-
durch unmittelbar verursachten sonstigen Mehrkosten, z. B. 
Übernachtungs- und Verpflegungskosten (nicht jedoch Heil-
kosten), der versicherten Person, wenn die Reise nicht planmä-
ßig beendet werden kann. Ausgeschlossen sind jedoch sämt-
liche Ersatzansprüche von Beförderungsunternehmen wegen 
von der versicherten Person verursachtem, unplanmäßigem 
Abweichen von der geplanten Reiseroute (z. B. Notlandung).

Bei Erstattung dieser Kosten wird bei Beförderung, Unterkunft 
und Verpflegung auf die Qualität der gebuchten Reise abgestellt.

3.	 Welche Einschränkungen gibt es?	
Im Rahmen der Reiseabbruchkosten-Versicherung sind Heilkosten, 
Kosten für die Begleitpersonen, sowie Kosten für die Überführung 
einer verstorbenen versicherten Person nicht gedeckt.

4.	 Was ist bei Eintritt des Versicherungsfalles zu beachten		
	 (Obliegenheiten)?

(Ergänzungen zu den in Ziffer 5 ABRV 09/2013 aufgeführten Oblie-
genheiten.)
�Die versicherte Person ist verpflichtet bei Abbruch der Reise auf-
grund von Krankheit, Unfall, unerwarteter Impfunverträglichkeit 
oder Schwangerschaft im Sinne von Ziffer 1.2.1 ABRV 09/2013 ein 
ärztliches Attest eines am Urlaubsort ansässigen Arztes einzurei-
chen.

Die folgenden Besonderen Bedingungen sind nur Vertragsbestandteil, 
wenn sie im Versicherungsschein und seinen Nachträgen ausdrücklich 
vereinbart und dokumentiert sind.

Besondere Bedingungen zur Reiseabbruchkosten-Versicherung      	
(BB-RAV-09/2013)

1.	 Was ist versichert?
2.	 Was wird geleistet?
3.	 Welche Einschränkungen gibt es?
4.	 Was ist bei Eintritt des Versicherungsfalles zu beachten		
	 (Obliegenheiten)?

ZusatzbedingungenB
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Subsidiaritätsklausel

Soweit im Schadenfall ein Dritter leistungspflichtig ist oder eine Ent-
schädigung aus anderen Versicherungsverträgen beansprucht werden 
kann, gehen diese Leistungsverpflichtungen vor. Dies gilt insbesondere 
für Leistungen aus der gesetzlichen Krankenversicherung und Beihilfe-
leistungen. Soweit aus anderen Versicherungsverträgen Entschädigung 
beansprucht werden kann, steht es Ihnen frei, welchem Versicherer Sie 
den Schadenfall melden.

Einwilligungsklausel nach dem Bundesdatenschutzgesetz

I.	 Bedeutung dieser Erklärung und Widerrufsmöglichkeit	

Ihre personenbezogenen Daten benötigen wir, die Würzburger Versiche-
rungs-AG, insbesondere zur Einschätzung des zu versichernden Risikos 
(Risikobeurteilung), zur Verhinderung von Versicherungsmissbrauch, zur 
Überprüfung unserer Leistungspflicht, zu Ihrer Beratung und Informati-
on sowie allgemein zur Antrags-, Vertrags- und Leistungsabwicklung. 
Personenbezogene Daten dürfen nach geltendem Datenschutzrecht er-
hoben, verarbeitet oder genutzt werden (Datenverwendung), wenn dies 
ein Gesetz ausdrücklich erlaubt, anordnet oder wenn eine wirksame Ein-
willigung des Betroffenen vorliegt.

Nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) ist die Verwendung Ihrer 
allgemeinen personenbezogener Daten (z.B. Alter oder Adresse) erlaubt, 
wenn es der Zweckbestimmung eines Vertragsverhältnisses oder ver-
tragsähnlichen Vertrauensverhältnisses dient (§28 Abs. 1 Nr. 1 BDSG). 
Das Gleiche gilt, soweit es zur Wahrung berechtigter Interessen der 
verantwortlichen Stelle erforderlich ist und kein Grund zu der Annah-
me besteht, dass das schutzwürdige Interesse des Betroffenen an dem 
Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung überwiegt (§28 Abs. 1 Nr. 2 
BDSG). Die Anwendung dieser Vorschriften erfordert in der Praxis oft 
eine umfangreiche und zeitintensive Einzelfallprüfung. Auf diese kann 
bei Vorliegen dieser Einwilligungserklärung verzichtet werden. Zudem 
ermöglicht diese Einwilligungserklärung eine Datenverwendung auch 
für die Fälle, die nicht von vornherein durch die Vorschriften des Bundes-
datenschutzgesetzes erfasst werden. (Vgl. dazu Ziffer II.)

Einen intensiveren Schutz genießen besondere Arten personenbezoge-
ner Daten (insbesondere Ihre Gesundheitsdaten). Wir dürfen sie im Re-
gelfall nur verwenden, wenn Sie zuvor hierzu ausdrücklich einwilligen.

Mit den nachfolgenden Einwilligungen ermöglichen Sie zudem eine Da-
tenverwendung auch solcher Daten, die dem besonderen gesetzlichen 
Schutz von Privatgeheimnissen gemäß §203 Strafgesetzbuch unterlie-
gen.

Diese Einwilligungen sind ab dem Zeitpunkt der Antragstellung wirk-
sam. Sie wirken unabhängig davon, ob später der Versicherungsvertrag 
zustande kommt. Es steht Ihnen frei, diese Einwilligungserklärungen 
mit Wirkung für die Zukunft jederzeit ganz oder teilweise zu widerrufen.

II.	 Erklärung zur Verwendung Ihrer allgemeinen personenbezogenen 
	 Daten

Hiermit willige ich darin ein, dass meine allgemeinen personenbezoge-
nen Daten unter Beachtung der Grundsätze der Datensparsamkeit und 
der Datenvermeidung verwendet werden

1.	 �zur Risikobeurteilung, zur Vertragsabwicklung und zur Prüfung 
der Leistungspflicht durch die Würzburger Versicherungs-AG

2.	 zur Risikobeurteilung durch Datenaustausch mit einem Vorversi- 
	 cherer, den ich bei Antragstellung genannt habe.

3.	 �zur Risikobeurteilung und Abwicklung der Rückversicherung. Dies 
erfolgt durch Übermittlung an und zur dortigen Verwendung 
durch Rückversicherer, bei denen mein zu versicherndes Risiko 
geprüft oder abgesichert werden soll. Eine Absicherung bei Rück-
versicherern im In- und Ausland dient dem Ausgleich der vom Ver-
sicherer übernommenen Risiken und liegt damit auch im Interesse 
der Versicherungsnehmer. In einigen Fällen bedienen sich Rück-
versicherer weiterer Rückversicherer, denen sie – sofern erforder-
lich – ebenfalls entsprechende Daten übermitteln.

4.	 �durch andere Unternehmen/Personen innerhalb und außerhalb 
der Würzburger Versicherungs-AG, denen der Versicherer (oder  
ein Rückversicherer) Aufgaben ganz oder teilweise zur Erledigung  
überträgt. Die Unternehmen/Personen werden eingeschaltet,  
um die Antrags-, Vertrags- und Leistungsabwicklung möglichst  
schnell, effektiv und kostengünstig zu gestalten. Eine Erweiterung 
der Zweckbestimmung der Datenverwendung ist damit nicht 
verbunden. Die eingeschalteten Unternehmen/Personen sind im 
Rahmen ihrer Aufgabenerfüllung verpflichtet, ein angemessenes 

Datenschutzniveau sicher zu stellen, einen zweckgebundenen 
und rechtlich zulässigen Umgang mit den Daten zu gewährleisten  
sowie den Grundsatz der Verschwiegenheit zu beachten.

5.	 �zur Beratung und Information über Versicherungs- oder sonstige 
Finanzdienstleistungen durch den für mich zuständigen Vermittler.

III.	 Datenverwendung zur Risikobeurteilung und Leistungsprüfung

Ich willige in die Verwendung der erfassten oder von mir angegebe-
nen oder übermittelten Gesundheitsdaten zur Risikobeurteilung und 
zur Leistungsprüfung durch die Würzburger Versicherungs-AG ein. Die 
Grundsätze der Datensparsamkeit und Datenvermeidung sind zu be-
achten.

IV.	 Erklärung für mitzuversichernde Personen

Die vorstehenden Erklärungen gebe ich auch für meine mitzuversichern-
den Kinder sowie die von mir gesetzlich vertretenen mitzuvesichernden 
Personen ab, die die Bedeutung dieser Erklärungen nicht selbst beurtei-
len können.

§ 28 Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit

1)	 �Bei Verletzung einer vertraglichen Obliegenheit, die vom Versiche-
rungsnehmer vor Eintritt des Versicherungsfalles gegenüber dem 
Versicherer zu erfüllen ist, kann der Versicherer den Vertrag inner-
halb eines Monats, nachdem er von der Verletzung Kenntnis er-
langt hat, ohne Einhaltung einer Frist kündigen, es sei denn, die 
Verletzung beruht nicht auf Vorsatz oder auf grober Fahrlässig-
keit.	

2)	 �Bestimmt der Vertrag, dass der Versicherer bei Verletzung einer-
vom Versicherungsnehmer zu erfüllenden vertraglichen Oblie-
genheit nicht zur Leistung verpflichtet ist, ist er leistungsfrei, 
wenn der Versicherungsnehmer die Obliegenheit vorsätzlich ver- 
letzt hat. Im Fall einer grob fahrlässigen Verletzung der Obliegen- 
heit ist der Versicherer berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens des Versicherungsnehmers entspre- 
chenden Verhältnis zu kürzen; die Beweislast für das Nichtvorlie-
gen einer groben Fahrlässigkeit trägt der Versicherungsnehmer.

3)	 �Abweichend von Absatz 2 ist der Versicherer zur Leistung ver- 
pflichtet, soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für den  
Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles noch für die 
Feststellung oder den Umfang der Leistungspflicht des Versiche-
rers ursächlich ist. Satz 1 gilt nicht, wenn der Versicherungsneh-
mer die Obliegenheit arglistig verletzt hat.	

4)	 �Die vollständige oder teilweise Leistungsfreiheit des Versicherers 
nach Absatz 2 hat bei Verletzung einer nach Eintritt des Versiche-
rungsfalles bestehenden Auskunfts- oder Aufklärungsobliegen-
heit zur Voraussetzung, dass der Versicherer den Versicherungs-
nehmer durch gesonderte Mitteilung in Textform auf diese 
Rechtsfolge hingewiesen hat.

5)	 �Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung 
einer vertraglichen Obliegenheit zum Rücktritt berechtigt ist, ist 
unwirksam.

§ 37 Zahlungsverzug bei Erstprämie

1)	 �Wird die einmalige oder die erste Prämie nicht rechtzeitig ge- 
zahlt, ist der Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist,  
zum Rücktritt vom Vertrag berechtigt, es sei denn, der Versiche- 
rungsnehmer hat die Nichtzahlung nicht zu vertreten.	

2)	 �Ist die einmalige oder die erste Prämie bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles nicht gezahlt, ist der Versicherer nicht zur Leistung 
verpflichtet, es sei denn, der Versicherungsnehmer hat die Nicht-
zahlung nicht zu vertreten. Der Versicherer ist nur leistungsfrei, 
wenn er den Versicherungsnehmer durch gesonderte Mitteilung  
in Textform oder durch einen auffälligen Hinweis im Versiche- 
rungsschein auf diese Rechtsfolge der Nichtzahlung der Prämie-
aufmerksam gemacht hat.
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